Presseerklärung zur Stellungnahme von Franz-Josef Schwack, Vorsitzender des Jugendhilfeausschusses, zur Forderung nach einem Autonomen Zentrum in Osnabrück in der Neuen Osnabrücker Zeitung vom 8. Juni 2002
 

Endlich bekennt Herr Schwack, stellvertretend für die Mehrheitsfraktion im Jugendhilfeausschuss und auch im Stadtrat, Farbe. Zumindest halbwegs. 

Dass ein Zentrum in Selbstverwaltung nicht viel kostet, haben die BesetzerInnen der Kokschen 73 in den letzten viereinhalb Wochen eindrucksvoll gezeigt. 

Jetzt ist es die illegale Tat der Hausbesetzung, die herhalten muß, um behaupten zu können, daß unter diesen Umständen keine Gespräche oder Verhandlungen möglich sind. 

Dabei hätte es auch ohne Hausbesetzung keine weiteren Gespräche gegeben, denn die Ablehnung von Seiten des Jugendhilfeausschusses kam vor der Hausbesetzung. Und deshalb ist es geradezu eine Frechheit, jetzt der Presse gegenüber zu behaupten, die CDU sei nicht gewillt über neue Räume zu sprechen, nachdem das Haus an der Kokschen Straße besetzt worden ist. Die CDU war auch schon vor der Besetzung nicht gewillt, nur dass sie sich scheut, diese Ablehnung auch politisch zu begründen. 

Natürlich ist eine Hausbesetzung illegal. Aber ist sie auch illegitim? Gibt es nicht Situationen, in denen wir gegen Gesetze dieses Staates verstoßen, weil wir es moralisch, politisch oder gesellschaftlich für richtig halten, oder weil wir sonst keine Chance haben, uns für eine politisch vernünftige Sache Gehör zu verschaffen?

Das Haus an der Kokschen Straße steht seit Jahren leer, es ist wirklich abbruchreif, aber es bestehen für das Gelände auch vorläufig keine Pläne, was dort gebaut werden soll. Wen stört es also, dieses Haus für eine symbolische Besetzung zu nehmen, um der Forderung nach einem Zentrum Nachdruck zu verleihen? Wir nehmen hier wirklich niemandem was weg, und wir beabsichtigen es auch nicht. 

Das Haus an der Kokschen Straße könnt ihr räumen lassen, aber das Bedürfnis nach selbstverwalteten Freiräumen werdet ihr mit der Anwendung von Gewalt nicht ausräumen können. Jetzt erst recht nicht. Denn das das Zentrum notwendig ist, wissen wir nach den viereinhalb Wochen Koksche 73 noch viel mehr. 

Warum die CDU ein autonomes Zentrum nicht will, ist jedem denkenden Menschen klar, auch wenn die CDU das noch gar nicht formuliert hat. Ein solches Zentrum zieht natürlich vor allem linke Jugendliche an und auch Jugendliche, die in den normalen Jugendkulturbetrieb nicht hinein passen. Wen sie auf keinen Fall anziehen, sind rechte Jugendliche. Und genau das ist von der Konzeption eines autonomen Zentrums auch gewollt. 

In einer Gesellschaft, die geprägt ist von Individualismus und Kälte, in der an den Rand gedrängte Menschen gar nicht mehr aufgefangen werden sollen, in einer Gesellschaft, die geprägt ist von Konsum und die ihren Wert über Geld bestimmt, wo an den Stammtischen und in der Politik offen rassistische und antisemitische Äußerungen Konjunktur haben, in so einer Gesellschaft, in der auf der anderen Seite Phrasen wie die des „Aufstand der Anständigen“ verbreitet werden, muss man froh sein, wenn es junge Leute gibt, die nicht auf Autorität und Konsum reinfallen und stattdessen ihr Leben selbst in die Hand nehmen. Diese Leute schauen nicht weg, wenn Nazis auf der Straße sind, sie schauen nicht weg im rassistischen Alltag und sie etablieren eine Kultur und Atmosphäre,  in der Rassismus keinen Platz hat. 

Keine der sog. „gesellschaftlichen Gruppen“ hat zur Zeit eine Antwort auf den erstarkenden Rechtsextremismus, außer dass noch mehr Verbote und Repression verlangt werden, die allerdings erfahrungsgemäß noch nie das rechte Gedankengut zum verschwinden gebracht haben. Der Kampf gegen rechts muss aus der Gesellschaft kommen, und dafür braucht die Gesellschaft Freiräume, aus denen Rechtsextremismus ausgeschlossen wird. 

In der Stadt Osnabrück geschieht zur Zeit allerdings sogar das Gegenteil: Nicht seit über vier Wochen, sondern seit über vier Jahren, stellt die Stadt Rechtsextremen einen Raum, samt SozialarbeiterInnen zur Verfügung, vorgeblich, um damit etwas gegen Rechts zu unternehmen. Tatsächlich wird dieser Raum immer wieder für die politische Agitation von Nazis genutzt. Ganz schön peinlich für diese Stadt, wenn als Bilanz der Jugendarbeit herauskommt, dass während der Zeit, in der es den Jugendkeller für Nazis gibt, sich eine Naziszene etablieren und entwickeln konnte und gleichzeitig Versuche, alternative Konzepte gegen Rechts zu entwickeln und durchzuführen, abgebügelt werden. 

 

Die Forderung bleibt: Autonomes Zentrum jetzt und für immer!!! 

